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– Frédérique Ries im Namen der ELDR-Fraktion
– Ilda Figueiredo, Sylviane H. Ainardi, Michel-Ange Scarbonchi, Salvador Jové 

Peres und María Luisa Bergaz im Namen der GUE/NGL-Fraktion
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zu den Auswirkungen der Hitzewelle dieses Sommers
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Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Auswirkungen der Hitzewelle dieses 
Sommers

Das Europäische Parlament,

A. in der Erwägung der in der letzten Zeit in Europa, insbesondere in Südeuropa, herrschenden 
außerordentlichen Wetterverhältnisse und hohen Temperaturen,

B. in der Erwägung der großen Trockenheit und der damit verbundenen Waldbrände in 
Südeuropa, insbesondere Portugal, aber auch Spanien, Frankreich und Italien,

C. in der Erwägung der Opfer an Menschenleben und der Zerstörung zahlreicher 
landwirtschaftlicher Betriebe, Wohngebäude und Verkehrs-, Kommunikations- und 
Energieinfrastrukturen,

D. in der Erwägung, dass die Hitzewelle allein über 10.000 Menschen das Leben gekostet hat,

E. in der Erwägung, dass durch die Waldbrände in Portugal allein mehr als 400.000 ha Wald 
oder 5% der Fläche des Landes und 11% der heimischen Wälder, zerstört wurden, wodurch 
Schäden in einer geschätzten Gesamthöhe von über 1 Mrd. € entstanden,

F. in der Erwägung, dass die während des Sommers ausgebrochenen Brände ein dem gesamten 
Mittelmeerraum gemeinsames und stets wiederkehrendes Problem darstellen und dass diese 
Region aufgrund der klimatischen Merkmale Südeuropas eines der gefährdetsten Gebiete der 
Union ist,

G. in der Erwägung, dass zu befürchten steht, dass sich infolge des sich ankündigenden 
Klimawandels ähnliche Naturkatastrophen dieser Größenordnung wiederholen werden,

H. in der Erwägung, dass einige Mitgliedstaaten nicht in der Lage sind, Naturkatastrophen 
dieses Ausmaßes zu begegnen und daher auf europäische Solidarität und Unterstützung 
angewiesen sind,

I. in der Erwägung, dass die durch die Brände verwüstete Fläche weitaus größer ist als die 
jedes Jahr wieder aufgeforstete Fläche, was auf lange Sicht gravierende Auswirkungen in 
menschlicher, sozialer, wirtschaftlicher und ökologischer Hinsicht hat,

J. in der Erwägung, dass die Dürre großen Schaden im Landwirtschaftssektor verursacht hat,

1. bekundet sein tiefstes Mitgefühl und seine Solidarität mit den Familien der Todesopfer und 
den Bewohnern der Katastrophengebiete, oft alten Menschen in benachteiligten ländlichen 
Gebieten, und würdigt den aufopferungsvollen Einsatz der Feuerwehrleute, der freiwilligen 
Feuerwehr und der ehrenamtlichen Helfer, die sich zur unermüdlichen Bekämpfung der 
Brände und der Hitze, oft unter Einsatz ihres Lebens, zusammengefunden haben;
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2. fordert die Sozial-, Gesundheits- und für Rettungsmaßnahmen zuständigen Behörden in den 
einzelnen Mitgliedstaaten auf, jetzt die Art der Präventiv- und Rettungsmaßnahmen zu 
beurteilen, die bei ähnlichen Wetterlagen, die auch künftig eintreten dürften, ergriffen 
werden sollten;

3. nimmt den Beschluss der Kommission zur Kenntnis, die Inanspruchnahme des 
Solidaritätsfonds der Europäischen Union vorzuschlagen, um Portugal für die Instandsetzung 
der Infrastruktur dieses Landes und die Erstattung der Kosten der Sofortmaßnahmen eine 
Hilfe in Höhe von 31,655 Millionen Euro zu gewähren; fordert die Haushaltsbehörde auf, 
den Antrag der portugiesischen Regierung zu prüfen und eine vernünftige Lösung zu finden; 

4. fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die betroffenen Regionen auf, gemeinsam 
einen Plan zur Wiederinstandsetzung der Infrastruktur und einen Plan zum Wiederaufbau der 
betroffenen Gebiete mit dem Ziel der Wiederaufforstung und Verhütung von Bränden durch 
Umschichtung eines Teils der Gemeinschaftsmittel, insbesondere der Strukturfonds, des 
EAGFL und des Kohäsionsfonds, aufzustellen;

5. fordert eine Politik der Wiederaufforstung in den betroffenen Gebieten auf der Grundlage der 
Achtung der bioklimatischen und ökologischen Merkmale dieser Gebiete, und wünscht, dass 
der Wiederherstellung des spezifischen lokalen Landschaftsbilds größte Bedeutung 
beigemessen wird;

6. weist nachdrücklich darauf hin, dass eine effiziente Politik auf dem Gebiet der 
Brandverhütung fortgeführt werden muss, und bekräftigt seine Ansicht, dass sowohl 
Überwachungs- als auch Verhütungsmaßnahmen von der Gemeinschaft gefördert werden 
sollten, insbesondere im Rahmen der „Forest Focus“-Verordnung;

7. verurteilt nachdrücklich die verbrecherischen Handlungen jener, die vorsätzlich einige dieser 
Waldbrände verursacht haben, und fordert die Mitgliedstaaten auf, alle Anstrengungen zu 
unternehmen, um sicherzustellen, dass sie vor Gericht gestellt werden;

8. ist der Auffassung, dass alle betroffenen Mitgliedstaaten dringend ihre für die Öffentlichkeit 
bestimmten Informationssysteme zur Verhütung von Waldbränden überprüfen;

9. würdigt die Anstrengungen vieler Mitgliedstaaten, die den von den Bränden betroffenen 
Mittelmeerländern zusätzliche personelle und materielle Mittel zur Verfügung gestellt haben, 
und fordert die Kommission und den Rat auf, die Frage der Schaffung einer europäischen 
Zivilschutztruppe auf die Dringlichkeitsliste zu setzen;

10. fordert die Kommission auf, die tragischen Folgen der Hitzewelle des diesjährigen Sommers 
gründlich zu prüfen und die Ergebnisse bereits in ihre „weiteren Vorschläge“ zum 
Gesundheitswesen und zur Langzeit-Altenpflege aufzunehmen, deren Vorlage der 
Europäische Rat vom Frühjahr dieses Jahres für Herbst 2003 vorgesehen hatte;

11. begrüßt die Entscheidung der Kommission, die Zahlung bestimmter gemeinschaftlicher 
GAP-Direkthilfen für Landwirte zu beschleunigen, um die durch die Dürre bedingten 
Belastungen für die Landwirtschaft zu mildern; ersucht die Kommission, unverzüglich 
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Artikel 87 Absatz 2 des EG-Vertrags anzuwenden, um allen von der Katastrophe betroffenen 
Sektoren eine angemessene Finanzhilfe zu gewähren; fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, die Landwirte bei der Einführung landwirtschaftlicher Verfahren zu 
unterstützen, die das Risiko von Eintragseinbußen infolge extremer Witterungsverhältnisse 
verringern können;

12. hält es für zweckmäßig, die Einführung neuer Verfahren für das Management von 
Agrarkrisen infolge extremer Witterungsbedingungen, wie etwa eines Versicherungssystems 
der Gemeinschaft, unter Beachtung der Haushaltsdisziplin eingehend zu prüfen;

13. versteht die jüngsten extremen Wetterverhältnisse als ein weiteres Anzeichen für die 
negativen Auswirkungen des Klimawandels und betont, dass diese extremen 
Klimaverhältnisse ein weiterer Hinweis auf die Notwendigkeit ehrgeiziger Maßnahmen auf 
globaler Ebene sind, die Klimaveränderungen aufzuhalten; ist der Auffassung, dass die EU 
weiterhin eine führende Rolle in diesem Prozess spielen und ihre Anstrengungen in 
Schlüsselbereichen wie Umwelt, Energie, Verkehr usw. verstärken sollte;

14. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission, dem Rat und den 
Regierungen der von den Bränden betroffenen Mitgliedstaaten zu übermitteln.


